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Hildesheim, 15.01.2013 
 

CDU/FDP fordert weiter Grundrechte auch für alte 

Menschen Rot/Grün versteckt sich zu unrecht hinter 

Bundesrecht 

 
Bundes- und Landesrecht gehen davon aus, dass in den Altenpflegeheimen 
grundsätzlich – also auch für Leistungsberechtigte – Einzelzimmer angeboten 
werden sollen. 
 
Seit dem Jahr 2005 praktiziert die Kreisverwaltung dagegen, diejenigen 
Pflegebedürftigen auf Doppelzimmer und auf die jeweils billigsten Pflegeheime zu 
verweisen, die ihr Heimentgelt weder allein noch mit Unterstützung ihrer Kinder 
selbst bezahlen können. 
Diese Behandlung der alten und pflegebedürftigen Mitmenschen ist daher eindeutig 
durch den Landkreis veranlasst und zudem auch fiskalisch wenig sinnvoll. Trotzdem 
hält die rot/grüne Mehrheit im Kreistag, in Nibelungentreue an dem Vorgehen „ihrer“ 
Kreisverwaltung ausdrücklich fest.  
 
Es ist aus Sicht der Gruppe CDU/FDP unabhängig von der Zahl der individuellen 
Prozesse in jedem Fall schlimm, wenn die Kreisverwaltung gegen hochbetagte und 
pflegebedürftige Menschen jahrelange Prozesse führt, oder Entsprechendes androht. 
Hier ist vor allem das für Jedermann geltende Recht auf Selbstbestimmung betroffen. 
 
„Erklärungen der SPD, diese im Ergebnis unsoziale, senioren- und 
behindertenfeindliche Position sei im Bundesgesetz vorgegeben ist nichts weiter als 
Sand in die Augen der Wähler“, erklärte Friedhelm Prior, zuständiger Sprecher der 
CDU-KT Fraktion. 
 
„Selbstverständlich muss auch im Sozialbereich mit strengen Maßstäben gemessen 
werden“, erklärte Christian Berndt, Gruppenvorsitzender im KT abschließend, „wenn 
aber sogar Straffälligen das Recht auf einen individuellen Raum zugesprochen wird, 
muss das erst recht für unsere alten Leute gelten. Wir rufen zumindest die SPD auf, 
sich insoweit ihrer sozialen Wurzeln zu besinnen.“  


